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Verwaltungskostensatz
sinkt bei KVNo

Für Vertragsärzte, die IT-un-
terstützt abrechnen, senkt
die Kassenärztliche Vereini-
gung (KV) Nordrhein im
kommenden Jahr den Ver-
waltungskostensatz von 
2,8 auf 2,6 Prozent. Davon
profitieren laut KV Nord-
rhein rund 96 Prozent aller
Vertragsärzte und psycholo-
gischen Psychotherapeuten.
Diejenigen, die zusätzlich 
ihre Gesamtaufstellung 
digital signieren, können die
Verwaltungskos ten auf 
2,4 Prozent drücken. Für die
rund 800 Praxen, die manu-
ell abrechnen, bleibt der
Satz unverändert bei 
3,5 Prozent. KVNo

Beratungstelefon 
bei Patienten mit 
Behinderung

Bei der medizinischen Be-
handlung von Menschen mit
geistiger oder mehrfacher
Behinderung ist viel fach-
liche Erfahrung und Spezial-
wissen notwendig. Das Zen-
trum für Behindertenmedizin
im Betheler Krankenhaus
Mara bietet eine kollegiale
Telefon-Beratung rund um
die Behandlung und pflege-
rischen Betreuung behinder-
ter Menschen an. Die Bera-
tung bietet Unterstützung
bei der Patientenkommuni-
kation, den Behandlungswe-
gen und zu psychosozialen
Aspekten. Wegen ihres be-
sonderen Bedarfs an Pflege
und Begleitung kann die sta-
tionäre Behandlung von Be-
hinderten in typischen Akut-
krankenhäusern oftmals
nicht bedarfsgerecht erfol-
gen, teilten die von Bodel-
schwinghschen Anstalten
Bethel in diesem Zusammen-
hang mit. Im ambulanten Be-
reich werde der behinde-
rungsbedingte Mehraufwand
für Ärzte nicht vergütet, sag-
te Professor Dr. Michael 
Seidel, Geschäftsführer und
Leitender Arzt im Stiftungs-
bereich Behindertenhilfe, 
Bethel.
Die Telefonhotline ist zu er-
reichen unter der Telefon-
nummer 05 21/77 27 71 36.
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Abgabe der Qualitätsberichte 2009 für alle 
transfundierenden Einrichtungen bis zum 1. März 2010

Nach § 21 Transfusionsgesetz
(TFG) müssen bis zum 1. März
 eines jeden Jahres alle Blut und
Blutprodukte anwendenden Ein-
richtungen dem Paul-Ehrlich-
Institut den Verbrauch der Blut-
produkte des vorausgegangenen
Kalenderjahres melden. Gemäß 
§ 15 Abs. 1 TFG haben diese Ein-
richtungen der Krankenversor-
gung dafür ein System der Quali-

täts sicherung nach dem Stand der
medizinischen Wissenschaft und
Technik einzurichten. Gemäß  § 18
Abs.1 Nr. 2 TFG obliegt der Ärzte-
schaft die Überwachung  des Qua-
litätssicherungssystems der An-
wendung von Blutprodukten. Im
Landesteil Nordrhein übernimmt
das IQN diesen Leis tungsbereich. 

Weitere Informationen finden Sie 
im Internet auf der Homepage 

www.aekno.de unter Ärztekammer/In-
stitut für Qualität/Qualitätssicherung
in der Transfusionsmedizin. 

Bitte senden Sie den Berichtsbogen
bzw. die Erklärung zur Qualitäts-
sicherung in der Hämotherapie an: 
IQN − Institut für Qualität im 
Gesundheitswesen Nordrhein, An-
sprechpartnerin: Dr. Martina Levartz,
MPH, Tersteegenstr. 9, 40474 Düssel-
dorf, Tel.: 02 11/43 02 15 70, E-Mail
iqn@aekno.de IQN

Neue Leiterin des Kölner Gesundheitsamtes

Anmeldeschlusstermin für 
Weiterbildungsprüfungen

Der nächste zentrale Prüfungstermin
zur Anerkennung von Facharztkompe-
tenzen, Schwerpunktbezeichnungen
und Zusatzweiterbildungen bei der
Ärztekammer Nordrhein ist der
17./18. März 2010. 

Anmeldeschluss: 
Mittwoch, 20. Januar 2010
Die weiteren Termine und Informatio-
nen zu den Modalitäten der Weiter-
bildungsprüfungen 2010 stehen im
Internet auf der Homepage www.ae-
kno.de und im September-Heft 2009
auf Seite 22 f. ÄkNo

Kammerpräsidium in Westfalen-Lippe bestätigt

Auf der konstituierenden Sit-
zung der Ärztekammer Westfalen-
Lippe (ÄKWL) haben die Dele-
gierten den bisherigen Kammer-
präsidenten Dr. Theodor Wind-
horst in seinem Amt bestätigt.  
Der Chefarzt des interdisziplinä-
ren Lungenzentrums am Städti-
schen Klinikum Bielefeld erhielt
82 der 113 abgegebenen Stimmen.
Auch der Vizepräsident, Dr. Klaus
Reinhardt, Allgemeinmediziner in
Bielefeld, wurde mit 74 Stimmen
wiedergewählt. Windhorst sagte
nach seiner Wiederwahl, die
 Kammerversammlung der ÄKWL
habe in der letzten Wahlperiode
„berufspolitisch richtig Fahrt auf-

genommen“. Es sei nötig, diesen
Schwung auch in die neue fünf-
jährige Legislaturperiode mitzu-
nehmen. „Es muss viel bewegt
werden“, so Windhorst, „denn es
gibt noch viele Baustellen im Ge-
sundheitswesen, um die wir uns
kümmern müssen.“
Weitere Informationen unter
www.aekwl.de. bre/ÄkWL

NRW geht gegen
Fangprämien vor

Dr. Theodor
Windhorst bleibt
für weitere fünf
Jahre Präsident
der Ärztekammer
Westfalen-Lippe.
Foto: ÄkWL

Dr. Anne Bunte, Ärztin für
 Öffentliches Gesundheitswesen,
übernahm Anfang Dezember die
Leitung des Gesundheitsamtes
der Stadt Köln. Der bisherige Lei-
ter, Dr. Jan Leidel, ging Ende Ju-
li in den Ruhestand (siehe Rheini-
sches Ärzteblatt 10/2009, S. 26).

Die 1962 in Lichtenau geborene
Ärztin führte bisher die Abteilung
Gesundheit des Kreises Gütersloh.
Den Schwerpunkt ihrer Arbeit wol-
le die Medizinerin auf die Qualität
der Dienstleistung der öffentlichen
Verwaltung und des Gesundheits-
systems legen, teilte die Stadt Köln
mit. Sie wolle an der bisherigen

 Arbeit des Kölner Gesundheitsam-
tes anknüpfen und beispielsweise
Versorgungslücken für Menschen
in besonderen Lebenslagen schlie -
ßen. Bunte studierte in Münster
 Me dizin mit Studienaufenthalten
in den USA und Schottland. Sie
schloss die Weiterbildung zur Ärz-
tin für Radiologische Diagnostik
1994 ab und erwarb die Facharzt-
anerkennung als Ärztin für Öffent-
liches Gesundheitswesen im Jahr
2000. Bunte gehörte bis zu ihrem
Wechsel nach Köln der Kammer-
versammlung der Ärztekammer
Westfalen-Lippe an und ist Mit-
glied des Marburger Bundes. bre

Das NRW-Landeskabinett hat
Anfang Dezember auf Initiative
von Gesundheitsminister Karl-
Josef Laumann beschlossen, ge-
 gen die sogenannten Fangprämi-
en an zuweisende Ärztinnen und
Ärzte vorzugehen. Dies teilte das
Landesgesundheitsministerium
(MAGS) kürzlich mit. Zu diesem
Zweck solle das Krankenhausge-
staltungsgesetz geändert werden.
Laumann sagte in diesem Zu-
sammenhang, dass „bei gravie-
renden Fällen auch entsprechen-
de Zwangsmittel“ bereitgehalten
werden. Die geplante Regelung
soll nach Angaben des MAGS un-
missverständlich klarstellen, dass
es verboten sei, für die Zuwei-
sung von Patienten zu zahlen.

MAGS/bre


